 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7104172/2023

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr*** vertreten durch ***3*** (iber die Beschwerde vom 11. Oktober 2023 gegen
den Bescheid des ***FA*** yvom 13. September 2023 betreffend Aussetzungszinsen fiir den
Zeitraum 27. April 2021 bis 13. September 2023, ***2*** 7u Recht erkannt:

l. Die Beschwerde wird gemaR § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art.
133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I Sachverhalt und Verfahrensgang

Mit Bescheid vom 18.03.2021 setzte das Finanzamt gemaR § 201 BAO Grunderwerbsteuer fest.

Mit Schriftsatz vom 31.03.2021 brachte die Beschwerdeflhrerin (Bf), ***Bf1***, Beschwerde
ein und stellte gleichzeitig den Antrag, die Einhebung des strittigen Betrages in Héhe von

12.600,00 Euro auszusetzen.

Mit Bescheid Uber die Bewilligung einer Aussetzung der Einhebung vom 21.04.2021 wurde
dem Antrag entsprochen. Dieser Bescheid enthielt den Hinweis, dass Aussetzungszinsen bei
Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen mit gesondertem Bescheid angefordert werden.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 12.09.2023 wurde die Beschwerde vom 31.03.2023
gegen den Festsetzungsbescheid betreffend Grunderwerbsteuer vom 18.03.2021 als
unbegriindet abgewiesen. Die gesonderte Begriindung zur Beschwerdevorentscheidung
erfolgte am 13.09.2023. Gleichzeitig erging der Bescheid liber den Ablauf einer Aussetzung der
Einhebung infolge Beschwerdeerledigung. Auch dieser Bescheid enthielt den Hinweis, dass
Aussetzungszinsen bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen mit gesondertem Bescheid

angefordert werden.
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Mit Bescheid iber die Festsetzung von Aussetzungszinsen vom 13.09.2023 wurden fir den
Zeitraum von 27.04.2021 bis 13.09.2023 Aussetzungszinsen im Betrag von 791,71 Euro
festgesetzt.

Anfangsbestand Aussetzungs- | Anzahl | Jahres-| Tages- | Aussetzungs-
Datum und betrag dar Zins- zins- zinsen
Anderung Tane satz salz
27.04.2024 12.600,00 12 600,00 | 456 1,38 | 0,0038 218,33
27.07.2022 0,00 12.600.00 49 1,88 | 0,0051 31,49
14.00.2022 0,00 12 600,00 49 2,63 | 0,0072 44 .45
02.11.2022 0,00 12.600,00 48 3,38 | 0,0003 a7 .42
21122022 0,00 12.600,00 449 3,88 | 00106 (5,44
08.02. 2023 0,00 12 600,00 42 4,38 | 0,0120 63,50
22.03.2023 0,00 12.600,00 91 4,88 | 0,0134 153.64
21.06.2023 0,00 12 600,00 a5 5,38 | 0,0147 157.44
Aussetzungszinsen 91,71 €

Mit Schriftsatz vom 11.10.2023 wurde der Antrag auf Vorlage der Bescheidbeschwerde
betreffend die Festsetzung der Grunderwerbsteuer an das Bundesfinanzgericht gestellt.
Gleichzeitig wurde sowohl erneut ein Antrag auf Aussetzung der Einhebung gem. § 212a BAO
gestellt als auch hinsichtlich des Bescheides vom 13.09.2023 (iber die Festsetzung von
Aussetzungszinsen in Hohe von 791,71 Euro Beschwerde eingebracht. Diesbezlglich wurde auf
die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung verzichtet. Als Begriindung wird im
Wesentlichen auf den bisherigen Verfahrenslauf und die in diesem vorgebrachten Argumente
verwiesen. Die Aussetzung der Einhebung wurde mit Bescheid vom 25.10.2023 hinsichtlich
Grunderwerbsteuer in Hohe von 12.600,00 Euro und hinsichtlich Aussetzungszinsen in Héhe
von 791,71 Euro bewilligt.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

Il.1. Beweiserhebung

Beweis wurde erhoben durch Einsichtnahme in die auf elektronischem Wege vorgelegten
Aktenteile des Finanzamtes.

I1.2. Rechtslage und Erwdgungen
§ 212a BAO lautet:

,(1) Die Einhebung einer Abgabe, deren Héhe unmittelbar oder mittelbar von der Erledigung
einer Bescheidbeschwerde abhdéingt, ist auf Antrag des Abgabepflichtigen von der
Abgabenbehérde insoweit auszusetzen, als eine Nachforderung unmittelbar oder mittelbar auf
einen Bescheid, der von einem Anbringen abweicht, oder auf einen Bescheid, dem kein
Anbringen zugrunde liegt, zuriickzufiihren ist, héchstens jedoch im Ausmayfs der sich bei einer
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dem Begehren des Abgabepflichtigen Rechnung tragenden Beschwerdeerledigung ergebenden
Herabsetzung der Abgabenschuld. Dies gilt sinngemdf3, wenn mit einer Bescheidbeschwerde die
Inanspruchnahme fiir eine Abgabe angefochten wird.

(5) Die Wirkung einer Aussetzung der Einhebung besteht in einem Zahlungsaufschub. Dieser
endet mit Ablauf der Aussetzung oder ihrem Widerruf (§ 294). Der Ablauf der Aussetzung ist
anldsslich einer (eines) (iber die Beschwerde (Abs. 1) ergehenden

a) Beschwerdevorentscheidung (§ 262) oder
b) Erkenntnisses (§ 279) oder
c) anderen das Beschwerdeverfahren abschliefsenden Erledigung

zu verfiigen. Die Verfiigung des Ablaufes anldsslich des Ergehens einer
Beschwerdevorentscheidung schliefst eine neuerliche Antragstellung im Fall der Einbringung
eines Vorlageantrages nicht aus. Wurden dem Abgabepflichtigen fiir einen Abgabenbetrag
sowohl Zahlungserleichterungen (§ 212) als auch eine Aussetzung der Einhebung bewilligt, so
tritt bis zum Ablauf der Aussetzung oder ihrem Widerruf der Zahlungsaufschub auf Grund der
Aussetzung ein.

(9) Ab dem Zeitpunkt des Einlangens eines Antrages auf Aussetzung der Einhebung sind

1. bis zu dessen Ab- oder Zurlickweisung oder
2. bei Bewilligung fiir die Dauer des Zahlungsaufschubes

Aussetzungszinsen in Héhe von zwei Prozent (iber dem jeweils geltenden Basiszinssatz pro Jahr
zu entrichten. Im Fall der nachtrdglichen Herabsetzung der Abgabenschuld bis zur Verfiigung
des Ablaufes (Abs. 5, Abs. 5a) anldsslich der rechtskrdftigen Erledigung der
Bescheidbeschwerde (Abs. 1) hat die Berechnung der Aussetzungszinsen unter riickwirkender
Beriicksichtigung des Herabsetzungsbetrages zu erfolgen. Aussetzungszinsen, die den Betrag
von 50 Euro nicht erreichen, sind nicht festzusetzen.”

Wie auch das Finanzamt in seiner Stellungnahme ausfiihrt, erfolgte die Vorschreibung der
Aussetzungszinsen mit dem beschwerdegegenstandlichen Bescheid sowohl dem Grunde als
auch der Hohe nach korrekt. Die im Bescheid dargestellte Berechnung wurde auch nicht
beeinsprucht. Zielfiihrende Argumente wurden nicht vorgebracht.

Die Festsetzung der Aussetzungszinsen hatte im Zusammenhang mit der Bewilligung der
Aussetzung der Einhebung auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen zu erfolgen.

Die Beschwerde war daher als unbegriindet abzuweisen.
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lll.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Gegen diese Entscheidung ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zuldssig, da das
Erkenntnis nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt, insbesondere weil die Rechtslage auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen
eindeutig ist.

Wien, am 6. Mai 2024

4von4



	Entscheidungsgründe
	I. Sachverhalt und Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	II.1. Beweiserhebung
	II.2. Rechtslage und Erwägungen
	III. Zu Spruchpunkt II. (Revision)


